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8. Sonstige Angaben
Erklärung zur Unternehmensführung

Die Erklärung zur Unternehmensführung nach § 289f und 
§ 315d HGB ist Bestandteil des zusammengefassten Lagebe-
richts. Sie wurde auf der Internetseite der Nemetschek SE unter 
ir.nemetschek.com/ezu veröffentlicht. Gemäß § 317 Abs. 2 Satz 
6 HGB ist die Prüfung der Angaben nach § 289f und § 315d HGB 
durch den Abschlussprüfer darauf zu beschränken, ob die Anga-
ben gemacht wurden. Die Erklärung zur Unternehmensführung 
ist zudem im Geschäftsbericht 2024 im Kapitel <<  An unsere 
Aktionäre >> zu finden.

Erläuternder Bericht des Vorstands 
zu den Angaben nach § 289a HGB und 
§ 315a HGB

In diesem Kapitel sind die Angaben nach §§ 289a, 315a HGB 
nebst dem erläuternden Bericht des Vorstands nach § 176 Abs. 
1 Satz 1 AktG i. V. m. Art. 9 Abs. 1 lit. C (ii) SE-Verordnung ent-
halten.

(1) Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals
Das Grundkapital der Nemetschek SE beträgt am 31. Dezember 
2024 115.500.000,00 EUR und ist eingeteilt in 115.500.000 auf 
den Inhaber lautende Stückaktien.

Verschiedene Aktiengattungen bestehen nicht. Mit allen Aktien 
sind die gleichen Rechte und Pflichten verbunden. Jede Aktie 
gewährt eine Stimme und ist maßgebend für den Anteil der Akti-
onäre am Gewinn.

(2) Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertra-
gung von Aktien betreffen
Satzungsmäßige Beschränkungen, die Stimmrechte oder die 
Übertragung von Aktien betreffen, bestehen nicht. Beschrän-
kungen von Stimmrechten können aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften, etwa gemäß §§ 71b, 136 AktG, bestehen. Sonstige 
Beschränkungen, etwa aus Vereinbarungen zwischen den Ge-
sellschaftern, sind dem Vorstand der Gesellschaft nicht bekannt.

(3) Beteiligungen am Kapital, die 10 % der Stimmrechte 
überschreiten
Die direkten und indirekten Beteiligungen am gezeichneten Kapi-
tal (Aktionärsstruktur), die 10 % der Stimmrechte überschreiten, 
sind im Anhang zum Jahresabschluss der Nemetschek SE dar-
gestellt.

(4) Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse ver-
leihen
Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, be-
stehen nicht.

(5) Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer am 
Kapital beteiligt sind und ihre Kontrollrechte nicht unmit-
telbar ausüben 
Stimmrechtskontrollen für Arbeitnehmer, die am Kapital beteiligt 
sind, bestehen grundsätzlich nicht. Soweit die Nemetschek SE 
im Rahmen von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen Aktien als 
Vergütungsbestandteil ausgibt, werden die Aktien den Mitarbei-
tern übertragen. Die begünstigten Mitarbeiter können die ihnen 
aus den Mitarbeiteraktien zustehenden Kontrollrechte wie andere 
Aktionäre nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und Be-
stimmungen der Satzung ausüben. 

(6) Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Sat-
zung über die Ernennung und Abberufung von Vorstands-
mitgliedern und die Änderung der Satzung
Die Bestellung und die Abberufung von Mitgliedern des Vorstands 
sind in Art. 9 Abs. 1, Art. 39 Abs. 2 und Art. 46 SE-Verordnung, 
§§ 84 und 85 AktG in Verbindung mit § 8 Abs. 2 der Satzung der 
Nemetschek SE geregelt. Danach werden Vorstandsmitglieder 
vom Aufsichtsrat für höchstens fünf Jahre bestellt. Eine wie-
derholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit, jeweils für 
höchstens fünf Jahre, ist zulässig. Nach § 8 Abs. 1 der Satzung 
besteht der Vorstand aus einer oder mehreren Personen. Die An-
zahl der Personen wird vom Aufsichtsrat bestimmt. Der Vorstand 
der Nemetschek SE bestand zum 31. Dezember 2024 aus zwei 
Personen. Seit dem 1. Januar 2025 besteht er aus drei Personen.

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Aufsichtsrat die 
Bestellung des Vorstandsmitglieds widerrufen, Art. 9 Abs. 1, Art. 
39 Abs. 2 SE-Verordnung und § 84 Abs. 4 Sätze 1 und 2 AktG.

Für die Änderung der Satzung gilt Art. 59 SE-Verordnung, § 51 
SEAG, § 179 AktG in Verbindung mit §§ 14 und 19 der Satzung 
der Nemetschek SE. Danach beschließt über Satzungsänderun-
gen grundsätzlich die Hauptversammlung mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Sofern mindestens die 
Hälfte des Grundkapitals vertreten ist, reicht die einfache Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen. Soweit das Gesetz für Beschlüs-
se der Hauptversammlung außerdem eine Mehrheit des bei der 
Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, 
soweit gesetzlich zulässig, die einfache Mehrheit des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Grundkapitals. Gemäß § 14 der Sat-
zung der Nemetschek SE ist der Aufsichtsrat befugt, Änderungen 
der Satzung zu beschließen, die nur deren Fassung betreffen.

(7) Befugnisse des Vorstands, Aktien auszugeben oder 
zurückzukaufen
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 11. Mai 2026 (ein-
schließlich) durch Ausgabe von bis zu 11.550.000 neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinla-
gen einmalig oder mehrmals, um bis zu insgesamt 11.550.000 
EUR zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). Den Aktionären ist 
grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die neuen Aktien 
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zu gewähren. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre nach 
näherer Maßgabe des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 8 
der Hauptversammlung vom 12. Mai 2021 ganz oder teilweise, 
einmalig oder mehrmals auszuschließen.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 11.550.000,00 
EUR durch Ausgabe von bis zu 11.550.000 neuen, auf den In-
haber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2021). Das Bedingte Kapital 2021 dient der Ausgabe von Aktien 
an die Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- 
oder Optionspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente), 
die gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesell-
schaft vom 12. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 9 bis zum 11. 
Mai 2026 von der Nemetschek SE oder in- oder ausländischen 
Unternehmen, an denen die Nemetschek SE unmittelbar oder 
mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt 
ist, ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 
dem nach Maßgabe der Ermächtigung der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 12. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 
9 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die be-
dingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie die 
Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten aus den genann-
ten Schuldverschreibungen ihre Wandlungs- oder Optionsrechte 
ausüben oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen 
Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- 
oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nicht 
durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder 
durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien neh-
men von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Aus-
übung von Wandlungs-/Optionsrechten oder durch Erfüllung von 
Wandlungs-/Optionspflichten entstehen, am Gewinn teil. Soweit 
rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von 
§ 60 Abs. 2 Aktiengesetz, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-
schäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen.

Zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien bedarf die Ge-
sellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich 
ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch 
die Hauptversammlung. In der Hauptversammlung vom 23. Mai 
2024 wurde ein Ermächtigungsbeschluss vorgeschlagen und 
entsprechend von den Aktionären beschlossen. 

Laut Beschluss gemäß Tagesordnungspunkt 7 der ordentlichen 
Hauptversammlung vom 23. Mai 2024 gilt die Ermächtigung wie 
folgt: 

„a) Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum Ablauf des 22. Mai 
2029 mit Zustimmung des Aufsichtsrats Aktien der Gesellschaft 
bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals oder – falls 

dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der jeweiligen 
Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft zu jedem zulässigen Zweck im Rahmen der gesetz-
lichen Beschränkungen zu den nachfolgend näher bestimmten 
Konditionen zu erwerben. Die Ermächtigung darf nicht zum Han-
del in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

Gemäß §71 Abs. 2 Satz 1 AktG dürfen auf die erworbenen eige-
nen Aktien zusammen mit anderen Aktien, die die Gesellschaft 
bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß §§71d 
und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 
10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Fer-
ner sind die Voraussetzungen des §71 Abs. 2 Sätze 2 und 3 AktG 
zu beachten.

Der Erwerb eigener Aktien kann nach der Wahl des Vorstands aa) 
über die Börse oder bb) mittels eines öffentlichen Erwerbsange-
bots oder cc) mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten an die Aktionäre erfolgen.

aa) Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der Kaufpreis je Aktie 
(ohne Nebenkosten) das arithmetische Mittel der Schlusskurse 
im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse für Aktien 
der Gesellschaft an den letzten drei Börsenhandelstagen vor der 
Verpflichtung zum Erwerb um höchstens 10 % überschreiten und 
um höchstens 20 % unterschreiten.

bb) Erfolgt der Erwerb außerhalb der Börse aufgrund eines öf-
fentlichen Erwerbsangebots, kann ein fester Kaufpreis oder eine 
Kaufpreisspanne festgelegt werden. Dabei dürfen der gebotene 
Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne 
(ohne Nebenkosten) je Aktie das arithmetische Mittel der Schluss-
kurse im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse für Ak-
tien der Gesellschaft am 5., 4. und 3. Börsenhandelstag vor dem 
Tag der Veröffentlichung des Angebots um höchstens 10 % über-
schreiten und um höchstens 20 % unterschreiten. Ergeben sich 
nach der Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots erheb-
liche Kursbewegungen, kann das Angebot angepasst werden.

cc) Soweit der Erwerb mittels einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-kaufsangeboten 
erfolgt, legt die Gesellschaft eine Kaufpreisspanne je Aktie fest, 
innerhalb derer Verkaufsangebote abgegeben werden können. 
Der von der Gesellschaft zu zahlende Kaufpreis je Aktie (ohne 
Nebenkosten), den die Gesellschaft aufgrund der eingegange-
nen Verkaufsangebote ermittelt, darf das arithmetische Mittel der 
Schlusskurse im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapier-
börse für Aktien der Gesellschaft an den letzten drei Börsenhan-
delstagen vor dem Tag der Annahme der Verkaufsangebote um 
höchstens 10 % überschreiten und um höchstens 20 % unter-
schreiten.

dd) Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen Er-
werbsangebots oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten erhebliche Kursbewegungen können das 
öffentliche Erwerbsangebot bzw. die öffentliche Aufforderung zur 
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Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst werden. In diesem 
Fall wird zur Bestimmung des angepassten Kaufpreises oder der 
angepassten Kaufpreisspanne abgestellt auf das arithmetische 
Mittel der Schlusskurse im Xetra-Handel an der Frankfurter Wert-
papierbörse für Aktien der Gesellschaft am 5., 4. und 3. Börsen-
handelstag vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung. Die 
10 %- bzw. 20 %-Grenze für das Über- bzw. Unterschreiten ist auf 
diesen Betrag anzuwenden.

Das Volumen eines öffentlichen Erwerbsangebots bzw. einer öf-
fentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann 
begrenzt werden. Sofern ein öffentliches Erwerbsangebot oder 
eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangebo-
ten überzeichnet ist, kann unter insoweit partiellem Ausschluss 
eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre der Erwerb bzw. 
die Annahme nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (An-
dienungsquoten) erfolgen. Darüber hinaus können unter Aus-
schluss eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre eine be-
vorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück 
angedienter Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung rechneri-
scher Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen 
Grundsätzen vorgesehen werden.

Die nähere Ausgestaltung des jeweiligen Erwerbs, insbesondere 
eines öffentlichen Erwerbsangebots oder einer etwaigen Aufforde-
rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, bestimmt der Vorstand.

Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien kann einmal oder 
mehrfach, ganz oder in Teilen ausgeübt werden. Der Erwerb kann 
innerhalb des Ermächtigungszeitraums bis zur Erreichung des 
zulässigen Erwerbsvolumens in Tranchen, verteilt auf verschie-
dene Erwerbszeitpunkte, erfolgen. Der Erwerb kann auch durch 
von der Gesellschaft im Sinne von §17 AktG abhängige Konzern-
unternehmen oder für Rechnung der Gesellschaft durch Dritte 
durchgeführt werden. Schließlich kann die Gesellschaft mit einem 
oder mehreren Kreditinstituten oder anderen die Voraussetzun-
gen des §186 Absatz 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen 
vereinbaren, dass diese der Gesellschaft innerhalb eines vorab 
definierten Zeitraums eine zuvor festgelegte Aktienstückzahl oder 
einen zuvor festgelegten Eurogegenwert an Aktien der Gesell-
schaft liefern. Dabei hat der Preis, zu dem die Gesellschaft eigene 
Aktien erwirbt, einen Abschlag zum arithmetischen Mittel der vo-
lumengewichteten Durchschnittskurse der Aktie im Xetra-Handel 
der Frankfurter Wertpapierbörse, berechnet über eine vorab fest-
gelegte Anzahl von Börsenhandelstagen, aufzuweisen. Der Preis 
der Aktie darf jedoch das vorgenannte Mittel nicht um mehr als 
20 % unterschreiten. Ferner müssen sich die Kreditinstitute oder 
andere die Voraussetzungen des §186 Absatz 5 Satz 1 AktG er-
füllende Unternehmen verpflichten, die zu liefernden Aktien an der 
Börse zu Preisen zu kaufen, die innerhalb der Bandbreite liegen, 
die bei einem unmittelbaren Erwerb über die Börse durch die Ge-
sellschaft selbst gelten würden.

Sollte an die Stelle des Xetra-Handels der Frankfurter Wertpapier-
börse ein vergleichbares Nachfolgesystem treten, gilt es auch in 
dieser Ermächtigung an Stelle des Xetra-Handels.

b) Der Vorstand wird ermächtigt Aktien der Gesellschaft, die auf-
grund der vorstehenden Ermächtigung oder gemäß §71d AktG 
erworben werden, ab dem 24. Mai 2024 zu allen gesetzlich zu-
lässigen Zwecken zu verwenden, insbesondere

aa) die Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 
an alle Aktionäre gerichtetes Veräußerungsangebot gegen Bar-
zahlung an Dritte zu veräußern. Voraussetzung dafür ist, dass der 
Preis, zu dem die Aktien veräußert werden (ohne Veräußerungs-
nebenkosten), den durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs 
von Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel an der Frankfurter 
Wertpapierbörse am Tag der verbindlichen Vereinbarung nicht 
wesentlich unterschreitet;

bb) die Aktien als Gegenleistung im Rahmen des Zusammen-
schlusses mit anderen Unternehmen, des Erwerbs von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unterneh-
men oder des Erwerbs von sonstigen Vermögensgegenständen 
anzubieten oder zu veräußern. Veräußern in diesem Sinne um-
fasst auch, Wandel- oder Bezugsrechte sowie Erwerbsoptionen 
einzuräumen und Aktien im Rahmen einer Wertpapierleihe zu 
überlassen;

cc) die Aktien zur Erfüllung beziehungsweise zur Absicherung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten oder von Wandlungspflichten 
oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft, insbesondere 
aus und im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder von 
einem Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne von §18 
AktG in Zukunft ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldver-
schreibungen zu verwenden;

dd) die Aktien zur Durchführung einer sogenannten Aktiendivi-
dende (scrip dividend) zu verwenden, bei der allen Aktionären 
angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise ganz oder 
teilweise als Sachleistung gegen Gewährung von Aktien der Ge-
sellschaft an diese zu übertragen;

ee) die Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss ein-
zuziehen. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung; der Vor-
stand kann abweichend hiervon bestimmen, dass das Grundka-
pital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdessen 
durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundka-
pital gemäß §8 Absatz 3 AktG erhöht; der Vorstand ist für diesen 
Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der Aktien in der Sat-
zung ermächtigt;

ff) die Aktien Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitglie-
dern des Vorstands und der Geschäftsführungen von nachge-
ordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne von 
§18 AktG sowie Arbeitnehmern der Gesellschaft oder von Kon-
zernunternehmen im Rahmen der vereinbarten Vergütung und/
oder zur Erfüllung von Verpflichtungen der Gesellschaft aus Ma-
nagement- und Arbeitnehmerbeteiligungsprogrammen, Share-
Matching-Plänen, Performance-Share-Programmen, Aktienwert-
steigerungsrechten (Stock Appreciation Rights) oder anderen 
virtuellen Aktien- oder Aktienoptionsprogrammen zum Erwerb 
anzubieten, zuzusagen oder Aktien an solche Personen zu ver-
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äußern oder zu übertragen; die angebotenen bzw. zugesagten 
Aktien können auch nach Beendigung des Organ- oder Arbeits-
verhältnisses an die Berechtigten übertragen werden. Dies um-
fasst auch die Ermächtigung, die Aktien gratis oder zu sonstigen 
Sonderkonditionen zum Erwerb anzubieten oder zuzusagen bzw. 
zu veräußern oder zu übertragen. Die Aktien können dabei auch 
einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen 
des §186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen über-
tragen werden, das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, 
sie ausschließlich für die Zwecke nach Satz 1 dieser Ziffer ff) zu 
verwenden. Die an Mitarbeiter der Gesellschaft und nachgeord-
neter Konzernunternehmen, an Mitglieder des Vorstands der Ge-
sellschaft oder an Mitglieder der Geschäftsführung von nachge-
ordneten Konzernunternehmen zu übertragenden Aktien können 
auch im Wege von Wertpapierdarlehen von einem Kreditinstitut 
oder einem anderen die Voraussetzungen des §186 Abs. 5 Satz 
1 AktG erfüllenden Unternehmen beschafft und die aufgrund der 
vorstehenden Ermächtigung oder einer früheren Ermächtigung 
erworbenen Aktien zur Rückführung dieser Wertpapierdarlehen 
verwendet werden. Soweit eigene Aktien Mitgliedern des Vor-
stands der Gesellschaft angeboten oder zugesagt sowie übertra-
gen werden sollen, entscheidet der Aufsichtsrat über die Ausnut-
zung dieser Ermächtigung.

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene Aktien wird 
insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehen-
den Ermächtigungen unter Ziffern b) aa) bis cc) sowie ff) verwen-
det werden. Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 
um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs-/
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise 
entsprechender Wandlungs-/Optionspflichten zum Ausgleich 
von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte beziehungswei-
se Erfüllung dieser Pflichten zustünden. Der Vorstand wird auch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
auszuschließen, wenn zur Durchführung der Aktiendividende (Er-
mächtigung Ziffer b) dd)) ein Bezugsrechtsausschluss im Sinne 
des §186 Abs. 3 Satz 4 AktG erforderlich ist. Schließlich kann bei 
einem an alle Aktionäre gerichteten Veräußerungsangebot das 
Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden.

Im Fall der Ermächtigungen unter Ziffer b) aa) und cc) darf die 
Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts zu veräußern-
den Aktien der Gesellschaft zusammen mit jungen Aktien der 
Gesellschaft, die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Be-
zugsrechtsausschluss nach §186 Abs. 3 Satz 4 AktG begeben 
worden sind, insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Ferner sind auf diese Begren-
zung von 10 % des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, 
die zur Bedienung von Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung in entsprechender Anwendung des §186 Absatz 3 Satz 4 
AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. 
Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
in direkter oder entsprechender Anwendung dieser Vorschrift 
ausgegeben werden.

Die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien kann einmal 
oder mehrfach, jeweils ganz oder in Teilen, ausgeübt werden.

Die von der Hauptversammlung am 28. Mai 2019 beschlossene 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
wird mit Ablauf des 23. Mai 2024 aufgehoben."

(8) Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter 
der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge eines Über-
nahmeangebots stehen.
Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter der Be-
dingung eines Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeange-
bots stehen, bestehen nicht.

(9) Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die 
für den Fall eines Übernahmeangebots mit Vorstandsmit-
gliedern oder Arbeitnehmern getroffen sind.
Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die für den Fall 
eines Übernahmeangebots mit Vorstandsmitgliedern oder Arbeit-
nehmern getroffen sind, bestehen nicht.

Abhängigkeitsbericht
Der Vorstand der Nemetschek SE hat gemäß § 312 AktG einen 
Bericht über die Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen 
Unternehmen (Abhängigkeitsbericht) aufgestellt und am Schluss 
des Berichts Folgendes erklärt:

Unsere Gesellschaft, die Nemetschek SE, hat bei den im Be-
richt über Beziehungen zu verbundenen Unternehmen für den 
Berichtszeitraum vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
aufgeführten Rechtsgeschäften nach den Umständen, die uns 
im Zeitpunkt bekannt waren, in dem die Rechtsgeschäfte vorge-
nommen wurden, bei jedem Rechtsgeschäft eine angemessene 
Gegenleistung erhalten. Die Nemetschek SE hat keine Maßnah-
men getroffen oder unterlassen.

München, 14. März 2025

Der Vorstand

Yves Padrines Louise Öfverström Usman Shuja
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